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a) Rechtsgrundlagen 

(1) Die vorliegende Richtlinie basiert, unter Beachtung allfälliger künftiger Änderungen, auf dem 

Bundesgesetz vom 12. Mai 1977 betreffend die Erleichterung der Finanzierung von Unternehmen 

durch Garantien der Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Haftun-

gen des Bundes (Garantiegesetz 1977). 

(2) Das vorliegende Programm wird ergänzt durch folgende unionsrechtliche Grundlagen in der 

jeweils geltenden Fassung: 
­ Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 

Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. L 187 vom 26.06.2014, Seite 1 ff (zuletzt 

novelliert und verlängert durch die Verordnung (EU) Nr. 2023/1315 der Kommission von 

23.06.2023, ABl. L 167, Seite 1 vom 30.06.2023) idgF, Artikel 50 - Beihilferegelungen zur 

Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen 

­ Mitteilung 2008/C 155/02 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf 

staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften, ABl. C 155 

vom 20.06.2008, S. 10 (in der Folge: Garantiemitteilung). 

(3) Die Übernahme einer Garantie hat unter Beachtung der beihilferechtlichen Vorgaben der EU 

zu erfolgen. Im Rahmen dieses Programms kann eine Garantie ausschließlich in folgender Form 

übernommen werden: 

­ freigestellte Beihilfe auf Grundlage der AGVO 
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(4) Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung auf Grund eines früheren Beschlusses der 

Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von Österreich gewährten Bei-

hilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, sind von einer 

Garantie ausgeschlossen. Dasselbe gilt für Unternehmen in Schwierigkeiten 33  und für große 

Unternehmen34, die durch eine Rettungs- oder Umstrukturierungsbeihilfe im Sinne der Mitteilung 

2014/C 249/01 gefördert wurden, während des Umstrukturierungszeitraumes. 

(5) Bei der Übernahme von Garantien ist, insbesondere bei Förderungen, welche für das Projekt 

unter anderen Richtlinien oder aus anderen Quellen (einschließlich solcher der Länder, Gemeinden 

oder anderer nationaler Förderungsgeber sowie aus Mitteln der EU, einschließlich allfälliger De-

minimis-Beihilfen) gewährt werden, die jeweilige beihilferechtliche Förderungsobergrenze zu 

beachten. Das Unternehmen hat daher im Garantieansuchen entsprechende Angaben über 

beabsichtigte, laufende oder erledigte Ansuchen bei anderen Rechtsträgern, die dasselbe Projekt 

betreffen, zu machen und diesbezügliche spätere Änderungen mitzuteilen. Die aws hat auf der 

Grundlage dieser Angaben zu prüfen ob und in welchem Ausmaß eine Garantie aufgrund der für 

Kumulierungen geltenden Bestimmungen gewährt werden kann. 

 
33 Mitteilung 2014/C 249/01 über Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller 
Unternehmen in Schwierigkeiten, ABl. C 249 vom 31.7.2014, S. 1. 
34 Unternehmen, welche die Voraussetzungen des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr.651/2014 nicht erfüllen. 
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b) Ziele 

Ziel dieser Maßnahme ist es, die Betriebsfortführung der vom Hochwasser betroffenen 

Unternehmen bzw. die Arbeitsplätze zu sichern sowie die Beseitigung von unmittelbaren Schäden, 

die Unternehmen der gewerblich/industriellen Wirtschaft (mit Standort im österreichischen 

Hochwassergebiet) durch die Hochwasserkatastrophe 2024 erlitten haben.  
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c) Gegenstand und Ausgestaltung der Garantie 

Nachfolgend werden die Bestimmungen zur Festlegung der garantiewerbenden Unternehmen, 

zu den garantiefähigen Projekten, Kosten und Finanzierungen sowie zum Ausmaß der 

Garantieübernahmen angeführt. 

1. Garantiewerbende Unternehmen 

(1) Garantiewerbende Unternehmen können natürliche oder juristische Personen sowie Personen-

gesellschaften sein, von der Hochwasserkatastrophe im September 2024 betroffen sein und den 

Betrieb nach der Sanierung der Schäden fortführen. Das garantiewerbende Unternehmen muss 

einen Sitz oder eine Betriebsstätte in Österreich haben sowie das Unternehmen im eigenen Namen 

und auf eigene Rechnung betreiben. Des Weiteren muss das garantiewerbende Unternehmen in 

einem gewerblichen oder industriellen Wirtschaftszweig tätig sein (nicht: landwirtschaftliche 

Betriebe und freiberuflich Tätige). 

(2) Die wirtschaftliche Lage des garantiewerbenden Unternehmens muss in Hinblick auf dessen Fi-

nanzierungsstruktur und Ertragskraft eine vereinbarungsgemäße Tilgung der Zahlungsverpflich-

tung aus einem Kreditvertrag oder einem Finanzierungsleasingvertrag erwarten lassen. 

(3) Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie juristische Personen, an denen Körperschaften des 

öffentlichen Rechts zu mehr als 50% direkt oder indirekt beteiligt sind, und Stiftungen sind von 

Garantieübernahmen ausgeschlossen. Darüber hinaus dürfen garantiewerbende Unternehmen 

nicht in einem der in Anhang I angeführten Wirtschaftszweige tätig sein. 

(4) Gegen das garantiewerbende Unternehmen darf kein Insolvenzverfahren anhängig sein bzw. 

muss seit seiner Aufhebung ohne vollständiger Erfüllung eines Sanierungs- oder Zahlungsplanes ein 

Jahr vergangen sein und es dürfen die gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens auf Antrag der Gläubiger nicht erfüllt sein. Außerdem darf beim 

garantiewerbenden Unternehmen die Eigenmittelquote (§ 23 URG42) nicht weniger als 8% und die 

fiktive Schuldentilgungsdauer (§ 24 URG) nicht mehr als 15 Jahre betragen. 

(5) Unionsrechtliche Einschränkungen sind ebenso zu beachten. Insbesondere sind Unternehmen, die 

entgegen der Empfehlung (EU) 2020/103943 Verbindungen zu Ländern und Gebieten haben, die 

42 Bundesgesetz über die Reorganisation von Unternehmen (Unternehmensreorganisationsgesetz – URG), BGBl. I Nr. 

114/1997 in der jeweils geltenden Fassung. 

43 Empfehlung (EU) 2020/1039 der Kommission vom 14. Juli 2020 zur Knüpfung staatlicher finanzieller Unterstützung 

für Unternehmen in der Union an die Bedingung, dass keine Verbindungen zu nicht kooperativen Ländern und 

Gebieten bestehen dürfen, ABl. L 227 vom 16.07.2020, S. 76-79. 

 



7 

 

 

in der EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete angeführt sind oder sonstige Bestimmungen 

dieser Empfehlung verletzen, von einer Garantiegewährung ausgeschlossen. Des Weiteren sind 

Unternehmen ausgeschlossen, gegen welche seitens der EU restriktive Maßnahmen (Sanktionen) 

verhängt wurden44. 

(6) Garantiewerbende Unternehmen haben das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz45, das Bundes-

Behindertengleichstellungsgesetz46 sowie das Diskriminierungsverbot gemäß § 7b Behinderten-

einstellungsgesetz47 einzuhalten. Bei Unternehmen, die der Gewerbeordnung 199448 unterliegen, 

dürfen die Ausschlussgründe gemäß § 13 Gewerbeordnung 1994 nicht vorliegen. 

(7) Die Untergrenze des Garantiebetrags darf für KMU pro Projekt den Betrag von EUR 750.000 nicht 

unterschreiten (bis zu einem aws-Obligo von EUR 750.000 sind die einschlägigen Rechtsvorschriften 

des KMU-Förderungsgesetzes und der daraus abgeleiteten Richtlinie anzuwenden). Von der 

Untergrenze ausgenommen sind Garantien für Beteiligungsprojekte im Ausland. Garantieüber-

nahmen im Rahmen der gegenständlichen Richtlinie erfolgen subsidiär zu den Garantiemöglichkei-

ten im KMU-Förderungsgesetz. 

2. Garantiefähige Projekte 

(1) Gegenstand der Garantieübernahmen sind betriebliche Investitionen, Warenlager und notwendige 

Aufwendungen (z.B. Reparatur, Reinigungs- und Räumungskosten) zur Wiederherstellung des 

ursprünglichen Zustandes in den betroffenen Hochwassergebieten. Maßnahmen, die über die 

Wiederherstellung hinausgehen, sind nicht Gegenstand dieser Hilfsmaßnahmen. Nicht förderbar 

sind weiters Schäden der Betriebsunterbrechung. Projektdurchführung:  

(2) Die Ausnutzung des Kredites darf nicht vor dem 13.9.2024 und muss spätestens bis zum 31.12.2025 

erfolgt sein. Als Anerkennungsstichtag gilt das Datum des Schadensereignisses 

 
 
 
 
 

44 Siehe beispielsweise die EU Sanctions-Map (https://sanctionsmap.eu). 

45 Bundesgesetz über die Gleichbehandlung im Bereich des Bundes, BGBl. Nr. 100/1993 in der jeweils geltenden 

Fassung. 

46 Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen, BGBl. I Nr. 82/2005 in der jeweils 

geltenden Fassung. 

47 Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970 in der jeweils geltenden Fassung.  

48 Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 in der jeweils geltenden Fassung.  

https://sanctionsmap.eu/
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3. Garantiefähige Kosten 

(1) Garantiefähig sind Investitionen, auch gebrauchte Anlagen, und notwendige Aufwendungen (z.B. 

Reparatur, Reinigungs- und Räumungskosten) zur Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes. 

Insbesondere betrifft dies Güter des Anlagevermögens, nur in besonders begründeten Fällen auch 

Umlaufvermögen. 

(2) Der betriebliche Schaden wird vom Katastrophenfonds festgestellt, wobei davon auszugehen ist, 

dass der Wert der untergegangenen Güter zum Zeitpunkt des Schadenseintrittes und die 

notwendigen Aufwendungen zur Schadensbeseitigung erfasst sind; der Schaden aus einer allfälligen 

Betriebsunterbrechung bleibt ausgeschlossen. 

Etwaige Versicherungs- oder Schadenersatzleistungen und Zahlungen aus dem Katastrophenfonds 

oder aus anderen öffentlichen Mitteln vermindern die für den garantierten Kredit relevante 

Schadenssumme.  

(3) Folgende Kosten sind nicht garantiefähig: 

­ die garantierten Kreditmittel dürfen nicht zur Rückführung von bereits bestehenden 
Finanzierungen (=Umschuldungen) verwendet werden 

- Zahlungen, die nicht das garantiewerbende Unternehmen zu leisten hat; 

­ Zahlungen, die nicht das garantiewerbende Unternehmen geleistet hat, ausgenommen 

Zahlung von einem Kredit- oder Finanzinstitut zur Erlangung eines Eigentumsvorbehaltes 

im Auftrag des garantiewerbenden Unternehmens; 

­ Steuern und Gebühren; 

­ Skonti und Rabatte; 

­ offene Haftrücklässe; 

­ Beträge aus Zahlungen, für die nachträglich Gutschriften gewährt bzw. rückverrechnet 

wurden; 

­ Zahlungen, die aus Kleinbetragsrechnungen unter EUR 150 (netto) resultieren; 

­ Kosten, die aufgrund relevanter EU-rechtlicher Bestimmungen ausgeschlossen sind. 

4. Garantiefähige Finanzierungen 

(1) Garantiefähig sind Finanzierungen in Form von Krediten von einem Garantienehmer gemäß 

dieser Richtlinie. 

(2) Folgende Arten von Finanzierungen sind nicht garantiefähig: 

­ Restrukturierungs- oder Sanierungskredite; 

­ die Nachbesicherung, Rückführung oder Zinszahlungen von bereits bestehenden Finanzierungen 
(Umschuldungen); 

­ Avalkredite mit Ausnahme solcher, die für die Abwicklung von ERP-Krediten im dezentralen 
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Sektor erforderlich sind. 

 

5. Ausgestaltung der Garantie 

(1) Die Ausgestaltung der Garantie bemisst sich grundsätzlich nach der Risikostruktur und den Fi-

nanzierungserfordernissen des Projekts unter Einhaltung der Vorgaben des EU-Beihilfenrechts. 

(2) Die Garantiequote beträgt höchstens 80% der garantiefähigen Finanzierung. Die maximale Ga-

rantielaufzeit beträgt 9 Jahre, davon 3 Jahre tilgungsfrei. 

(3) Der Umfang der Garantie erstreckt sich auf das im Ausmaß der Garantiequote aushaftende Ka-

pital zuzüglich anteiliger Zinsen und anteiliger Kosten der Rechtsverfolgung der auf die aws über-

gangenen Forderung und der Verwertung allfälliger Sicherheiten. Die Höhe der garantierten Ver-

zinsung ist durch den zum Zeitpunkt der Garantieübernahme vom Bundesministerium für Finanzen 

festgesetzten Höchstzinssatz begrenzt. Der Höchstzinssatz ist auf der Homepage der aws einzuse-

hen. Nicht umfasst von der Garantieübernahme sind insbesondere Verzugs- und Zinseszinsen, 

Mahngebühren und Spesen. 

(4) Die Obergrenze des Garantiebetrags darf pro Projekt EUR 10 Mio. nicht überschreiten. Pro Un-

ternehmen gilt grundsätzlich die Obergrenze von EUR 40 Mio. an insgesamt bei der AWS 

aushaftendem Garantiebetrag. Bei Garantien für Unternehmen, die Teil einer Gruppe verbundener 

Unternehmen sind, gilt ebenso die Obergrenze von EUR 40 Mio. an aushaftendem Garantiebetrag 

für die gesamte Gruppe. Von diesen Obergrenzen kann in begründeten Einzelfällen abgewichen 

werden, sofern das Unternehmen eine Risikoeinstufung in der aws-Masterskala analog zu Moody’s 

Risikoklasse von Ba1 oder höher aufweist, das Projekt zumindest eine sehr hohe volkswirtschaftliche 

Wirkung aufweist und der Aufsichtsrat seine Zustimmung erteilt. 

(5) Der in der Garantievereinbarung festgelegte Garantiebetrag verringert sich um die anteiligen, 

vom garantiewerbenden Unternehmen getätigten, Zahlungen zur Tilgung des aushaftenden 

Kapitals aus dem Kredit- oder Finanzierungsleasingvertrag. Der jeweils offene Garantiebetrag 

bemisst sich entsprechend der vertraglich vereinbarten Garantiequote des noch offenen 

Zahlungsbetrags aus dem Kredit- oder Finanzierungsleasingvertrag. 
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d) Voraussetzungen und Bedingungen der Garantieübernahme 

1. Sicherheiten 

(1) Die aws kann auf die Bedingung von Sicherheiten verzichten und hat nicht auf eine 

ausgewogene Risikoteilung zwischen dem Garantienehmer, dem garantiewerbenden 

Unternehmen und der öffentlichen Hand Bedacht zu nehmen.  

2. Entgelte und Konditionen 
 
 Es ist kein Garantieentgelt und kein Bearbeitungsentgelt zu entrichten. 

3. Auskunftspflicht 

(2) Das garantiewerbende Unternehmen hat bis zum Ablauf von 10 Jahren nach Ende der 

Garantielaufzeit der aws auf Verlangen sämtliche Unterlagen betreffend das garantierte 

Projekt sowie die Bonität des garantiewerbenden Unternehmens (insbesondere 

Jahresabschlüsse) vorzulegen sowie alle Auskünfte zu erteilen, die mit dem Projekt in 

Zusammenhang stehen. 

(3) Darüber hinaus hat das garantiewerbende Unternehmen der aws, dem 

Bundesministerium für Finanzen, dem Rechnungshof sowie den Organen der EU die Einsicht 

in Bücher und Belege sowie in sonstige zur Überprüfung des garantierten Projekts dienende 

Unterlagen zu gestatten. Auch eine Besichtigung an Ort und Stelle ist zuzulassen. Das 

garantiewerbende Unternehmen hat in diesem Zusammenhang, sämtliche Unterlagen über 

das garantierte Projekt bis zum Ablauf von 10 Jahren nach Ende der Garantielaufzeit sicher 

und geordnet aufzubewahren. Diese Verpflichtung ist in die Garantievereinbarung 

aufzunehmen. 

(4) Die AWS hat die geltenden Anforderungen des Art. 155 Abs. 2 und 3 Verordnung (EU, 

Euratom) 2018/104653 in Bezug auf Steuervermeidung, Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, 

Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und nicht kooperative Länder und Gebiete 

konsequent umzusetzen. In diesem Zusammenhang hat das garantiewerbende 

Unternehmen den wirtschaftlichen Eigentümer offen zu legen. Als Nachweis über den 

wirtschaftlichen Eigentümer dient der erweiterte Auszug gemäß § 9 Abs. 5 WiEReG54. 

 

 53 Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union (ABl. L 

193 vom 30.07.2018, S.1) in der geltenden Fassung. 

54 Bundesgesetz über die Einrichtung eines Registers der wirtschaftlichen Eigentümer von Gesellschaften, anderen 

juristischen Personen und Trusts (Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz – WiEReG), BGBl. I Nr. 136/2017 in der 

geltenden Fassung. 
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e) Ablauf der Garantieübernahme 

Nachfolgend werden die Bestimmungen zum Ablauf der Garantieübernahmen sowie der Durch-

führung und Abrechnung des garantierten Projekts angeführt. 

1. Ansuchen des garantiewerbenden Unternehmens 

(1) Garantieansuchen sind schriftlich vom garantiewerbenden Unternehmen bei der aws einzubrin-

gen. Die Übermittlung hat bevorzugt im Wege des Garantienehmers zu erfolgen. Die Einbringung der 

Garantieansuchen muss über die elektronische Anwendung der aws erfolgen. Wenn dies für das 

Unternehmen zumutbar ist, muss diese Einbringung über eine gemäß § 3 Abs. 3 Unternehmensser-

viceportalgesetz55 in das Unternehmensserviceportal eingebundene elektronische Anwendung er-

folgen. 

(2) Mit der Antragstellung nimmt das garantiewerbende Unternehmen die Bestimmungen dieser 

Richtlinie und der AGB an, erteilt seine Zustimmung bzw. Ermächtigung zu den jeweils darin ent-

haltenen Bestimmungen und bestätigt, dass keiner der definierten Ausschließungsgründe vor-

liegt. 

(3) Das garantiewerbende Unternehmen hat sicherzustellen, dass die Angaben im Garantieansu-

chen richtig und aktuell sind. Ab Antragstellung hat das garantiewerbende Unternehmen der aws 

alle wesentlichen Änderungen von Angaben im Garantieansuchen unverzüglich schriftlich mitzu-

teilen und die aws über die laufenden Entwicklungen informiert zu halten. 

(4) Beizubringende Unterlagen und sonstige Informationen müssen vollständig sein, um der aws eine 

umfassende Beurteilung des garantiewerbenden Unternehmens, des zu finanzierenden Projekts und 

der rechtlichen Bestimmungen zu ermöglichen. Werden solche Unterlagen oder erforderliche 

Auskünfte trotz Fristsetzung von 3 Monaten nicht beigebracht, kann das Garantieansuchen ohne 

weitere Verständigung außer Evidenz genommen werden. 

55 Bundesgesetz über die Einrichtung und den Betrieb eines Unternehmensserviceportals, BGBl. I Nr. 52/2009 in der 

geltenden Fassung. 
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2. Prüfung durch die aws 

(1) Garantieansuchen sind von der aws nach bankmäßigen Grundsätzen sowie hinsichtlich der 

Einhaltung der Bestimmungen des Garantiegesetz 1977, der vorliegenden Richtlinie, des EU-

Beihilfenrechts und der AGB zu prüfen. 

(2) Bei der Beurteilung von Garantieansuchen hat die aws darauf Bedacht zu nehmen, dass die wirt-

schaftlichen Verhältnisse des garantiewerbenden Unternehmens (einschließlich Vorschauen) er-

warten lassen, dass die garantierten Verbindlichkeiten während der Laufzeit der Garantie verein-

barungsgemäß erfüllt werden können. Ist im Rahmen der Prüfung aufgrund der wirtschaftlichen 

Verhältnisse davon auszugehen, dass die garantierten Verbindlichkeiten nicht erfüllt werden kön-

nen, darf eine Garantieübernahme nicht erfolgen. 

3. Entscheidung der aws 

(1) Die aws soll über ein Garantieansuchen innerhalb von 3 Monaten ab Einlangen sämtlicher für 

die Prüfung des Ansuchens notwendiger Unterlagen entscheiden. 

(2) Entscheidungen über Garantieansuchen trifft die aws in eigenem Namen und auf eigene Rech-

nung. Im Falle einer positiven Entscheidung der aws über ein Garantieansuchen, hat diese dem ga-

rantiewerbenden Unternehmen und dem Garantienehmer ein Garantieanbot zu übermitteln, in 

dem alle mit der Garantie verbundenen Voraussetzungen und Bedingungen enthalten sind. Die aws 

kann im Garantieanbot Auflagen festlegen, die vor der Inanspruchnahme der übernommenen 

Garantie zu erfüllen sind. Bei Nichterfüllung dieser Auflagen ist die aws berechtigt, Leistungen aus 

der Garantie (teilweise/zur Gänze) zu verweigern. 

(3) Die aws hat vom Garantieanbot zurückzutreten oder die Auflagen, Bedingungen und sonstige 

Voraussetzungen zu ändern, wenn vor Annahme des Garantieanbots Umstände auftreten, die 

darauf schließen lassen, dass die Voraussetzungen für die Garantieübernahme nicht oder nicht 

mehr zur Gänze gegeben sind. 

(4) Das Anbot ist vom garantiewerbenden Unternehmen und vom Garantienehmer innerhalb von 

3 Monaten ab Datum der Zustellung anzunehmen, anderenfalls erlischt es nach Ablauf von 3 Mo-

naten. Mit der Annahme des Garantieanbots ist zu bestätigen, dass der Inhalt dieser Richtlinie 

und jener der AGB der aws Vertragsinhalte sind. 

(5) Im Falle einer teilweisen oder gänzlichen Ablehnung eines Garantieansuchens hat die aws die 

für die ablehnende Entscheidung maßgeblichen Gründe schriftlich bekanntzugeben. 
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(6) Ein dem Grunde und der Höhe nach bestimmter Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Ga-

rantie wird durch die vorliegende Richtlinie nicht begründet. 

4. Inhalt der Garantievereinbarung 

(1) Die aws hat in den Garantievereinbarungen, unter Berücksichtigung der vorliegenden Richtlinie 

sowie der AGB, die entsprechenden Voraussetzungen und Bedingungen der Garantieübernahme und 

der Finanzierung festzulegen. Die Übernahme einer Garantie durch die aws erfolgt in Form einer 

schriftlichen Zusicherung durch die aws und die vorbehaltlose Annahme der Zusicherung durch den 

Garantienehmer sowie das garantiewerbende Unternehmen. Die Garantievereinbarung ist von der 

aws, dem Garantienehmer und dem garantiewerbenden Unternehmen zu unterzeichnen. 

(2) Mit dem Garantienehmer sind insbesondere die ihn treffenden Gestions-, Informations- und 

Sorgfaltspflichten zu vereinbaren, insbesondere auch die in den Kredit- oder Finanzierungsleasing-

vertrag aufzunehmenden Bedingungen. 

(3) Die effektiven Kosten der von der aws garantierten Finanzierungen werden grundsätzlich zwi-

schen dem Garantienehmer und dem garantiewerbenden Unternehmen festgelegt. Der Zinssatz 

und die künftigen Änderungen sind vom Garantienehmer der Höhe nach offenzulegen. 

(4) In die Garantievereinbarung ist, soweit gesetzlich zulässig, eine Regelung aufzunehmen, wonach 

sich das garantiewerbende Unternehmen in allen Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit der 

Gewährung einer Garantie der Gerichtsbarkeit des sachlich zuständigen Gerichtes am Sitz der aws 

unterwirft, wobei es der aws jedoch vorbehalten bleibt, das garantiewerbende Unternehmen auch 

an seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen. 

(5) Darüber hinaus ist das garantiewerbende Unternehmen auf mögliche zivilrechtliche und straf-

rechtliche Konsequenzen unrichtiger Angaben beim Garantieansuchen und bei missbräuchlicher 

Verwendung geförderter Mittel hinzuweisen. Dem garantiewerbenden Unternehmen ist überdies zur 

Kenntnis zu bringen, dass die gewährte Beihilfe zurückzufordern ist, wenn über entschei-

dungsrelevante Umstände unrichtige Angaben im Garantieansuchen gemacht, geförderte Mittel 

missbräuchlich verwendet wurden, gegen Bestimmungen des EU-Beihilfenrechts oder gegen sons-

tige Bestimmungen dieser Richtlinie verstoßen wurde. 

(6) Änderungen der Garantievereinbarung oder des Kredit- oder Finanzierungsleasingvertrages 

nach Garantieübernahme, bedürfen der vorhergehenden schriftlichen Zustimmung der aws. 



14 

 

 

5. Durchführung und Abschluss 

(1) Der Zeitraum für die Durchführung des garantiefähigen Projekts wird in der Garantievereinba-

rung festgelegt. Ein garantiefähiges Projekt ist längstens innerhalb von 2 Jahren durchzuführen. Ein 

längerer Durchführungszeitraum darf nur in ausreichend begründeten Einzelfällen festgelegt wer-

den. 

(2) Sollten bei der Umsetzung des Projekts Verzögerungen auftreten, welche die Einhaltung der 

vereinbarten Termine und Fristen unmöglich machen, sind die relevanten Umstände unverzüglich 

der aws schriftlich mitzuteilen. 

(3) Das garantiewerbende Unternehmen ist verpflichtet, vertraglich vereinbarte Berichte, etwa 

Fortschrittsberichte über den Verlauf des Projekts, zu erstatten, und der aws jederzeit über Auf-

forderung diesbezügliche Informationen zur Verfügung zu stellen. 

(4) Der Nachweis über die laut Garantievereinbarung gemäße Verwendung der garantierten Mittel ist 

durch eine Bestätigung über den ordnungsgemäßen Abschluss des Gesamtprojekts im Wege eines 

vom garantiewerbenden Unternehmen erstellten und von diesem und dem Garantienehmer 

unterfertigten Projektkostennachweises (durch Originalbelege nachweisbare Rechnungszusam-

menstellung), unter Verwendung des von der aws aufgelegten Formblatts, zu erbringen. In den 

Projektkostennachweis dürfen nur bezahlte Nettobeträge (d.h. nach Abzug von Umsatzsteuer, an-

gebotenen Skonti, Rabatten, Gutschriften, Spesen, offenen Haftrücklässen, etc.) aufgenommen 

werden. 

(5) Die Frist für die Beibringung des Projektkostennachweises darf den Zeitraum von 1 Jahr nach 

Abschluss des Projekts nicht überschreiten. 
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V. Eintritt des Garantiefalls 

(1) Tatbestände des Garantiefalls sind: 

­ die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des garantiewerbenden Un-

ternehmens, 

­ die Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens, o-

der 

­ die Annahme des Restrukturierungsplans im Rahmen eines gerichtlichen Restrukturie-

rungsverfahrens, sofern damit eine Kürzung von Zahlungspflichten aus dem 

garantierten Finanzierungsbetrag einhergeht. 

Bei Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und soweit erforderlich bei Eröffnung eines Restruktu-

rierungsverfahrens ist die ordnungsgemäße Anmeldung der garantierten Forderung vom Garan-

tienehmer vorzunehmen und der aws nachzuweisen. 

(2) Solange die Tatbestände des Garantiefalls noch nicht erfüllt sind, kann die aws auf Antrag des 

garantiewerbenden Unternehmens unter den nachfolgend dargestellten Bedingungen auch 

einen außergerichtlichen Ausgleich als teilweisen Eintritt eines Garantiefalls anerkennen: 

­ ohne einen außergerichtlichen Ausgleich in der konkret vorgesehenen Weise das garan-

tiewerbende Unternehmen über keine positive Fortbestandsprognose verfügt, 

­ der anteilige Beitrag der aws maximal 70% des von der aws garantierten Finanzierungs-

betrages (im Ausmaß der Garantiequote) beträgt, 

­ insgesamt zumindest 70% der unbesicherten Verbindlichkeiten des garantiewerbenden 

Unternehmens einer Kürzung unterliegen, 

­ alle unbesicherten maßgeblichen Gläubiger56, der Garantienehmer und die aws anteilig 

jeweils im gleichen Verhältnis zu diesem Ausgleich beitragen, 

­ im Fall einer Besicherung der aws, alle unbesicherten maßgeblichen Gläubiger, der Ga-

rantienehmer, alle im gleichen Rang wie die aws besicherten maßgeblichen Gläubiger 

und die aws anteilig jeweils im gleichen Verhältnis zu diesem Ausgleich beitragen, 

­ der infolge dieses außergerichtlichen Ausgleichs von der aws für das garantiewerbende 

Unternehmen zu zahlende Garantiebetrag unter jenem Höchstbetrag liegt, der gemäß § 

74 Abs. 1 Z 2 Bundeshaushaltsgesetz 201357 in Verbindung mit dem jeweils geltenden 

56 Jeder Gläubiger, der nicht dem öffentlichen Bereich zuzurechnen ist und dessen Forderungen zumindest 5% der 

Gesamtverbindlichkeiten betragen. Finanzierende Institute, Bundesfördergesellschaften und Landesfördergesell-

schaften gelten jedenfalls als maßgebliche Gläubiger. 

57 Bundesgesetz über die Führung des Bundeshaushaltes, BGBl. I Nr. 139/2009 in der geltenden Fassung.  
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Bundesfinanzgesetz oder einem besonderen Bundesgesetz im Sinne des Art. 42 Abs. 5 

Bundes-Verfassungsgesetz58 festgesetzt ist, 

­ der außergerichtliche Ausgleich im wirtschaftlichen Interesse des Bundes und der aws 

liegt sowie die aws und der Bund ohne diesen außergerichtlichen Ausgleich 

wirtschaftlich als auch rechtlich schlechter gestellt wären, und 

­ die Leistung aus der Garantievereinbarung im konkreten Fall im Einklang mit den zu die-

sem Zeitpunkt geltenden beihilferechtlichen Bestimmungen steht, d.h. insbesondere, 

dass ein privater Garantiegeber an Stelle der aws im Falle des außergerichtlichen Aus-

gleichs ebenfalls diese Leistung aus der Garantie zur Abwendung eines größeren Scha-

dens erbracht hätte. 

Auf die Anerkennung eines außergerichtlichen Ausgleichs als Garantiefall besteht kein Rechtsan-

spruch. 

58 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930 in der geltenden Fassung.  
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VI. Bedingungen der Garantieleistung 

(1) Der Garantienehmer hat der AWS auf deren Verlangen sämtliche Auskünfte über die garantierte 

Finanzierung zu erteilen und Einsicht in die Finanzierungsunterlagen zu gewähren. Der Garantie-

nehmer hat in diesem Zusammenhang, sämtliche Unterlagen über das garantierte Projekt bis zum 

Ablauf von 10 Jahren nach Ende der Garantielaufzeit sicher und geordnet aufzubewahren. 

(2) Von der aws garantierte Forderungen dürfen ohne vorherige schriftliche Zustimmung der aws 

weder abgetreten, noch verpfändet, noch in sonstiger Weise belastet werden. Eine entspre-

chende Abtretung der mit einer aws-Garantie besicherten Forderung ist ausschließlich innerhalb 

des Sektorverbunds, an die Österreichische Nationalbank oder an die Europäische Zentralbank 

zulässig und die mit einer aws-Garantie besicherte Forderung darf nicht verbrieft werden. Erfolgt 

eine Abtretung oder Verpfändung oder sonstige Belastung ohne die erforderliche vorherige Zu-

stimmung der aws, erlischt die Garantie. Im Fall einer wirksamen Abtretung treffen sämtliche 

Verpflichtungen gegenüber der aws das Kredit- oder Finanzinstitut gemäß § 1 BWG, an welches 

die Garantie abgetreten wurde. 

(3) Die Leistung der Garantiezahlung ist ausgeschlossen und die aws ist überdies jederzeit be-

rechtigt, mit sofortiger Wirkung die Beendigung der Garantie aus wichtigem Grund zu erklären, 

wenn der Garantienehmer: 

­ über wesentliche Umstände im Zusammenhang mit der Garantieübernahme vorsätzlich 

oder fahrlässig unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht hat; 

­ eine ihn betreffende vorgesehene Verpflichtung, Auflage und Bedingung der Garantiever-

einbarung, einschließlich der gegenständlichen Richtlinie, vorsätzlich oder fahrlässig 

nicht eingehalten bzw. verletzt hat; 

­ vorgesehene Informationsverpflichtungen, insbesondere Berichte, Nachweise oder erfor-

derliche Auskünfte, nicht erteilt (sofern in diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend be-

fristete und dem ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtslage der Nichtbefolgung enthal-

tende Mahnung erfolglos geblieben ist); 

­ Schäden verursacht hat, die vorsätzlich oder fahrlässig verschuldet worden sind (ein-

schließlich der Gehilfen des Garantienehmers); 

­ Entgelte trotz Nachfristsetzung nicht bezahlt hat bzw. durch SEPA-Lastschrift nicht ein-

gehoben werden können; 

­ ohne Zustimmung der aws den Kredit- oder Finanzierungsleasingvertrag in wesentlichen 

Bestimmungen abgeändert hat; 

­ ohne Zustimmung der aws eine Abtretung des Kredites oder Finanzierungsleasings ver-

einbart (ebenso, wenn eine Zahlung mit Wirkung einer Einlösung gemäß § 1422 ABGB 

vereinbart oder angenommen wird); 
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­ vorgesehene Kontrollmaßnahmen gegenüber dem garantiewerbenden Unternehmen 

nicht sicherstellt; 

­ den Eintritt des Garantiefalles nicht innerhalb von drei Monaten schriftlich meldet; 
­ die Unterlagen zur Überprüfung der Richtigkeit der Endabrechnung der Investition innerhalb 

von 10 Jahren nach Abschluss des dem Kredit- oder Finanzierungsleasingvertrags 

zugrundeliegenden Projekts nicht aufbewahrt hat. 

(4) Werden Ansprüche aus der Garantie gegenüber der aws geltend gemacht, ist seitens des Ga-

rantienehmers ein schriftlicher Bericht mit Darstellung der Ausfallsursache, der Saldenentwick-

lung und des Sicherheitenstandes vorzulegen. Die Gestion des Kredites oder Finanzierungslea-

sings hat die Regressrechte der aws zu wahren. 

(5) Die Anerkennung des Garantiefalles ist deklaratorisch. Wenn nach Anerkennung des Garan-

tiefalles Umstände eintreten oder hervorkommen, die einen Ausschluss der Garantieleistung be-

gründen, ist die aws berechtigt erbrachte Leistungen vom Garantienehmer einschließlich Zinsen 

in Höhe des jeweiligen Basiszinssatzes zuzüglich 9,2% p.a. zurückzufordern. Die Aussetzung bzw. 

Rückforderung kann zudem von Organen der EU verlangt werden. Allfällige weitergehende zivil-

rechtliche Ansprüche bleiben hiervon unberührt. 
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VII. Schlussbestimmungen 

Nachfolgend werden die Bestimmungen hinsichtlich der zusätzlichen Pflichten der aws, dem Da-

tenschutz und der Geltungsdauer angeführt. 

1. Evaluierung durch die aws 

(1) Die aws hat eigenständig und unaufgefordert im direkten Anschluss an das Laufzeitende der 

Richtlinie eine Evaluierung anhand der im Rahmen der Richtlinienerstellung erfolgten Wirkungsori-

entierten Folgenabschätzung (WFA) vorzunehmen. Dazu gehören insbesondere die Kriterien zur 

Erreichung der angegebenen Ziele und Maßnahmen sowie ein Plan/Ist-Vergleich der angegebenen 

Kosten (insbesondere der Schadloshaltung) sowie weiterer verwendeter Zielwerte. Die Evaluierung 

ist dem Bundesministerium für Finanzen bis spätestens 6 Monate nach Ablauf der Gültigkeit der 

vorliegenden Richtlinie zu übermitteln. 

2. Berichtspflichten der aws 

(1) Die aws ist verpflichtet, jederzeit sämtliche Informationen betreffend Garantieübernahmen 

nach dieser Richtlinie dem Bundesministerium für Finanzen zur Verfügung zu stellen. Die in dieser 

Richtlinie festgelegten Berichtspflichten hat die aws eigenständig und ohne vorherige Aufforde-

rung durch das Bundesministerium für Finanzen zu erfüllen. 
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(2) Die aws hat die vorliegende Richtlinie der Europäischen Kommission zur Freistellung 

mitzuteilen und sämtliche Berichtspflichten, die sich aus dem Beihilfenrecht und sonstigen EU-

Rechtsakten ergeben, gegenüber der Europäischen Kommission zu erfüllen. 

3. Risikomanagement 

(1) Die aws ist verpflichtet, ein laufendes Risikoeinstufungsmodell, Controlling und Risikomanage-

ment einzurichten. Aufgrund der Qualitätssicherung und zur laufenden Verbesserung sind die Ga-

rantieübernahmen im Rahmen dieser Richtlinie regelmäßig zu evaluieren. 

(2) Die aws hat einmal jährlich das beihilfefreie Garantiesystem auf finanzielle Tragfähigkeit unter 

Berücksichtigung von Ausfallswahrscheinlichkeit, erwarteter Einbringung, Vergütung des adäquaten 

Kapitals und sämtlicher Verwaltungskosten zu überprüfen. Im Rahmen dieser Überprüfung sind die 

zu verrechnenden Entgelte im Hinblick auf die finanzielle Tragfähigkeit zu evaluieren und gege-

benenfalls anzupassen, um die selbständige finanzielle Tragfähigkeit des beihilfefreien Garantie-

systems sicherzustellen. Die Bewertung der finanziellen Tragfähigkeit ist dem Bundesministerium für 

Finanzen in schriftlicher Form vorzulegen. 

(3) Das Bundesministerium für Finanzen kann im Rahmen eines Steuerungssystems jährlich zu eva-

luierende Zielwerte für die aws festlegen. Eine begründete Abweichung der Zielwerte ist dem Bun-

desministerium für Finanzen in schriftlicher Form vorzulegen und Gegensteuerungsmaßnahmen 

sind von der aws vorzuschlagen. 

4. Datenschutz 

(1) Dem garantiewerbenden Unternehmen ist zur Kenntnis zu bringen, dass die im Zusammenhang 

mit der Anbahnung und Abwicklung der Garantievereinbarung anfallenden personenbezogenen 

Daten, deren Verwendung eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung einer der aws 

übertragenen Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt (Art. 6 Abs. 1 lit. e Datenschutz-Grund-

verordnung59), zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutz-Grund-

verordnung), für Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung der Garantievereinbarung (Art. 6 Abs. 

1 lit. b Datenschutz-Grundverordnung) oder sonst zur Wahrung der berechtigten Interessen 

59 Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1–88. 
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der aws als datenschutzrechtlichen Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist (Art. 6 

Abs. 1 lit. f Datenschutz-Grundverordnung) zu verwenden. 

(2) Dem garantiewerbenden Unternehmen ist darüber hinaus zur Kenntnis zu bringen, dass es im 

Rahmen dieser Verwendung dazu kommen kann, dass personenbezogene Daten an Organe und 

Beauftragte des Rechnungshofes, des Bundesministeriums für Finanzen, der EU nach den uni-

onsrechtlichen Bestimmungen, an den Europäischen Investitionsfonds sowie der KommAustria 

gemäß den Bestimmungen des Medientransparenzgesetzes übermittelt oder offengelegt wer-

den müssen. Dasselbe gilt, wenn mehrere Rechtsträger demselben Unternehmen für dieselbe 

Leistung, wenn auch mit verschiedener Zweckwidmung, eine Förderung gewähren wollen und 

einander daher zu verständigen haben. 

(3) Sofern eine darüberhinausgehende Datenverwendung erforderlich und die Datenverwendung 

nicht ohnedies zulässig ist, ist auszubedingen, dass das garantiewerbende Unternehmen aus-

drücklich zustimmt, dass die Daten von der aws als datenschutzrechtliche Verantwortliche für 

zusätzliche Zwecke verwendet werden können. In der Zustimmungserklärung ist anzuführen, 

welche Daten zu welchem Zweck verwendet werden können. Ein Widerruf dieser Zustimmungs-

erklärung durch das garantiewerbende Unternehmen ist jederzeit zulässig, muss zu seiner Wirk-

samkeit allerdings gegenüber der aws schriftlich erklärt werden. Die weitere Verwendung der Daten 

ist unverzüglich nach Einlangen des Widerrufs unbeschadet bestehender gesetzlicher Über-

mittlungspflichten einzustellen. 

5. Inkrafttreten und Laufzeit 

Die vorliegende Ergänzung zur Richtlinie tritt mit 15. November 2024 in Kraft und gilt bis 31. 

Dezember 2025. Garantieansuchen auf Grund dieser Richtlinie können bis 30. Juni 2025 

eingebracht werden. Über die Ansuchen muss bis spätestens 31. Dezember 2025 entschieden 

werden. 
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Wien, ___________________ 

Der Bundesminister für Finanzen 


